
In dieser Woche hat der Deutsche Bundestag die No-

velle des EEG beschlossen. Nach intensiven Verhand-

lungen wird jetzt eine ambitionierte Reform auf den 

Weg gebracht. Dazu zählen unter anderem Regelungen 

zum erleichterten Repowering (Generatoraustausch) 

und zum Weiterbetrieb älterer Solar- und Windkraftan-

lagen, zu finanziellen Beteiligungen für Kommunen im 

unmittelbaren Umfeld von Windkraftanlagen sowie 

Investitionserleichterungen für Wasserstoff und rechts-

sichere Entlastungsregelungen für die Industrie. Die 

Koalitionsfraktionen stellen damit die Weichen für die 

zukünftige Ausgestaltung des Ausbaus der erneuerba-

ren Energien. 

Das Gesetz schafft mehr Rechtssicherheit und weniger 

Bürokratie für viele kleinere Anlagenbetreiber, aber 

auch für kleine und mittelständische Unternehmen und 

für die Industrie. Die Möglichkeiten für die Bürger, 

eigenproduzierten Strom aus erneuerbaren Energien 

auch selbst zu nutzen, werden ausgeweitet. Die Eigen-

verbrauchsgrenze bei kleinen Erneuerbaren-Anlagen, 

insbesondere Solaranlagen werden von 10 kW auf 30 

kW und von 10 auf 30 MWh pro Jahr angehoben. Da-

mit werden die meisten Solar-Dachanlagen von Ein- 

und Zweifamilienhäusern von der EEG-Umlage be-

freit. Dies gilt auch für Bestandsanlagen, einschließlich 

ausgeförderter Anlagen (Ü20-Anlagen). Betreiber von 

Ü20 Anlagen dürfen ganz grundsätzlich Eigenver-

brauch nutzen. Kleinstanlagen im Bestand werden von 

der Smart-Meter-Pflicht ganz ausgenommen. 

Der Union war es zudem wichtig, die Rolle der Stand-

ortkommunen zu stärken, unter anderem dadurch, dass 

sie zukünftig einen größeren Anteil am Gewerbesteuer-

aufkommen von Windparks erhalten sollen. Die Koali-

tion ist sich einig, die Anstrengungen beim Ausbau der 

erneuerbaren Energien weiter zu erhöhen. Gleichzeitig 

werden parallel zum Kohleausstieg die dringend not-

wendigen Reformen des Fördersystems eingeleitet, um 

den Weg zu bereiten für Innovationen, mehr Markt und 

mehr Wettbewerb um die besten Lösungen für das 

Energiesystem der Zukunft. 

Mit der EEG-Novelle wurden wichtige Ergebnisse im 

Sinne einer sicheren und bezahlbaren Energiewende 

erzielt. Dabei konnte die Union zahlreiche relevante 

Punkte durchsetzen. Die Reform fördert die Wettbe-

werbsfähigkeit der Industrie, indem die besondere Aus-

gleichsregelung krisenfest gemacht und Kostenrisiken 

begrenzt werden. Sie stärkt den Markt durch Begren-

zung der Förderung bei negativen Preisen auf vier 

Stunden und die Ausweitung der Ausschreibung bei 

Photovoltaik. Sie treibt die Digitalisierung voran, in-

dem Bestands- und Neuanlagen intelligenter 
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Liebe Leserinnen und Leser! 
Ich wünsche Ihnen frohe und 

gesegnete Weihnachten! 
Viel Glück und vor allem 

Gesundheit im Jahr 2021! 
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gemacht und somit neue Geschäftsmodelle ermöglicht 

werden. Zudem löst sie durch eine praxistaugliche und 

unbürokratische EEG-Umlagebefreiung eine Investiti-

onsblockade beim Wasserstoff. 

Im neuen Jahr wird die Koalition Vorschläge zum Aus-

baupfad sowie zur Finanzierung und Zukunft der För-

derung vorlegen. Es braucht ein stimmiges Gesamtpa-

ket, das alle drei Säulen der Energiewende in den Blick 

nimmt: Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicherheit und 

Umweltverträglichkeit. Damit wird mehr Raum für 

einen innovationsorientierten und technologieoffenen 

Jahressteuergesetz - wichtige Änderungen 

Mit dem Jahressteuergesetz  hat der Bundestag viele 

steuerliche Erleichterungen beschlossen. Die Union 

konnte im parlamentarischen Verfahren noch viele 

wichtige Akzente setzen, hätte sich aber auch weiterge-

hende Änderungen vorstellen können.  

 

Die parlamentarischen Verhandlungen waren intensiv. 

An 42 Stellen wurde das Gesetz noch verändert, beton-

te der zuständige Berichterstatter Olav Gutting. Mit 

dem Gesetz würden aber viele guten Maßnahmen um-

gesetzt werden, zum Beispiel die Verdopplung des Ent-

lastungsbetrags für Alleinerziehende auf 4008 Euro 

über 2021 hinaus. Auch die einmalige Steuerbefreiung 

für den Corona-Bonus in Höhe von 1.500 Euro wurde 

um sechs Monate bis 30. Juni 2021 verlängert.   

 

Im Kampf gegen Steuerhinterziehung ist ein wichtiger 

Schritt gelungen. Mit dem Jahressteuergesetz wird jetzt 

die Verjährungsfrist zur Verfolgung schwerer Steuer-

hinterziehung von 10 auf 15 Jahre verlängert. Darüber 

hinaus ist es zukünftig möglich, auch bereits verjährte 

Taterträge aus Fällen der Steuerhinterziehung in gro-

ßem Ausmaß einzuziehen.   

 

Mit der Schaffung einer Homeoffice-Pauschale soll ein 

starkes Signal an alle Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer gesendet werden. Damit wird der besonderen 

Belastungen im Arbeitsalltag während der Corona-

Pandemie Rechnung getragen. 

 

Ein wichtiger Teil des Jahressteuergesetzes ist auch das 

Ehrenamtspaket mit vielen wichtigen Maßnahmen für 

Ehrenamtliche und Vereine. So werden beispielsweise 

die Übungsleiterpauschale auf 3.000 Euro und die Eh-

renamtspauschale auf 840 Euro erhöht. Spenden bis 

300 Euro sind künftig leichter nachweisbar durch den 

Einzahlungs- oder Überweisungsbeleg.  

 

Verbesserungen bei der steuerlichen Verlustverrech-

nung konnten in den Verhandlungen nicht durchgesetzt 

werden. Jetzt in der Krise wäre dies das richtige Instru-

ment, um Unternehmen mehr Liquidität zu verschaffen. 

Wir werden uns weiter dafür einsetzen.■ 

Corona-Impfstoff – „Ein Weihnachtsgeschenk“ 

Die baldige Zulassung eines Corona-Impfstoffes in der 

EU gibt Anlass zur Zuversicht. Redner der Unionsfrak-

tion kündigten in einer aktuellen Stunde des Bundes-

tags einen zügigen Beginn der Impfungen an. Vorrang 

haben dabei alte und pflegebedürftige Menschen sowie 

medizinisches Personal.  

 

Dass der Impfstoff, den das Mainzer Unternehmen 

BioNTech in Zusammenarbeit mit Pfizer entwickelt 

hat, voraussichtlich in wenigen Tagen zugelassen wer-

de, sei „ein wunderbares Weihnachtsgeschenk“, sag-

te Karin Maag, die gesundheitspolitische Sprecherin 

der CDU/CSU-Fraktion. Auch Bundesgesundheitsmi-

nister Jens Spahn sprach von „Licht am Ende des Tun-

nels“. Noch nie zuvor in der Menschheitsgeschichte sei 

ein Impfstoff so schnell entwickelt worden.  

 

Gleichwohl hat die europäische Arzneimittelagentur 

EMA sich mehr Zeit für die Prüfung des Impfstoffes 

gelassen als die Behörden anderer Länder, etwa Groß-

britanniens oder der USA. Spahn und Maag verteidig-

ten dieses Vorgehen. Man habe sich bewusst für eine 

ordentliche Zulassung entschieden und nicht für eine 

Notzulassung. Nur wenn der Wirkstoff erwiesenerma-

ßen wirksam und verträglich sei, hätten die Menschen 

Vertrauen in die Impfung. Mit Blick auf Impfgegner 

und Skeptiker sei dies von großer Bedeutung.  

 

Wer zuerst in den Genuss des neuen Impfstoffes 

kommt, dafür hat die Ständige Impfkommission 

(STIKO) Empfehlungen abgegeben. Diese Priorisie-

rung wird per Verordnung des Gesundheitsministers 

festgelegt. Ein eigenes Gesetz ist dafür nach Auffas-

sung der Unionsfraktion nicht nötig, weil die Kriterien 

für die Rangfolge bereits vor wenigen Wochen mit dem 

Dritten Bevölkerungsschutzgesetz festgelegt wurden. 

Wenn man auf ein weiteres Gesetz warten müsste, dann 

könne man mit den Impfungen erst im Februar starten, 

gab Karin Maag zu bedenken.■ 


